
Weitere Asylrechts- 
verschärfungen drohen

Die Bundesregierung plant aktuell ein Gesetz „zur 
Neubestimmung des Bleiberechts und der Aufent-
haltsbeendigung“. Dieses Gesetz stellt die umfas-
sendste Verschärfung des Asylrechts seit 1993 dar. 
Fast jeder, der auf dem Landweg eingereist ist, kann 
in Abschiebungshaft genommen werden. Weitere 
Konsequenzen der Asylrechtsverschärfung: Kür-
zungen von Sozialleistungen, Arbeitsverbote und 
die Unmöglichkeit einen Aufenthaltstitel zu be-
kommen: Die Bleiberechtsregelung wird ausgehebelt. 

Ein weiteres Instrument soll die Ausweitung von Ein-
reisesperren für den Schengen-Raum sein. In Kom-
bination mit der „Einreisesperre“ bedeutet der neue 
„Asylkompromiss“: Asylsuchende aus den Westbal-
kanstaaten können diese Länder faktisch nicht mehr 
verlassen, ohne dafür bestraft zu werden. 
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          gegen die Sammelabschiebung 

Wir sind fest entschlossen, Abschiebungen  
zu verhindern, auch mit Mitteln des zivilen 
Ungehorsams!

Wir fordern einen umfassenden Winter- 
abschiebestopp jetzt!!

Keine weitere Verschärfung des Asylrechts! 

Anerkennung sozialer und rechtlicher  
Diskriminierung als Fluchtgrund! 

Wer bleiben will, soll bleiben!

Weitere Infos unter
www.freiburger-forum.net oder
www.migrationsgesetze.info



Weitere Asylrechts- 
verschärfungen verhindern! 

Es herrscht Angst in Flüchtlingswohnheimen. Nach 
der Zustimmung Baden-Württembergs zur Einstu-
fung von Serbien, Bosnien-Herzegowina und Maze-
donien als „sichere Herkunftsstaaten“ droht vielen 
Flüchtlingen die Abschiebung in „akut gesundheits-
bedrohende und lebensgefährliche Lebensbedingun-
gen“ (PRO ASYL). Etwa 500 Freiburger Roma sind 
nur geduldet, ihnen droht die Abschiebung aus der 
„offenen Stadt“ Freiburg in Armut, Diskriminierung 
und Kälte. 
 
In den letzten Wochen fanden mehrere Abschiebun-
gen statt. Am 18. November wurden 54 Personen 
vom Baden-Airpark nach Serbien und Mazedoni-
en abgeschoben. Wenige Tage später kam es auch 
in Freiburg zu einer Abschiebung. Ein 24-jähriger 
Roma wurde nachts unangekündigt von der Polizei 
aus dem Bett geholt und völlig mittellos nach Belgrad 
abgeschoben. Die nächste Sammelabschiebung ist für 
den 9. Dezember geplant. Auch hierbei schließt das 
Regierungspräsidium unangekündigte Abschiebun-
gen explizit nicht aus. Diese Schweigetaktik erzeugt 

Unsicherheit und Angst. Viele Geflüchtete leben auf 
gepackten Koffern, können nicht schlafen; die Kin-
der sind völlig aufgelöst.
 

Nicht sicher –  
nur sicher kalt 

Mit Zustimmung Baden-Württembergs zur Herkunfts-
staatenregelung hat sich die Landesregierung endgültig 
von dem im Koalitionsvertrag vereinbarten Vorrang 
der Humanität verabschiedet. Damit wurde der Kern 
des Asylrechts angetastet: Die sorgfältige Prüfung des 
Einzelfalls. 

Nachdem die Westbalkanstaaten offiziell als „sicher“ de-
klariert wurden, fordern Politikerinnen und Politiker –  
von Innenminister De Mazière bis hin zu Stuttgarts grü-
nem Oberbürgermeister Fritz Kuhn – die schnellere Ab-
schiebung von Menschen aus den „sicheren Herkunfts-
staaten“.

Laut amnesty international liegt die Lebenserwartung 
für Romafrauen in den etwa 600 informellen Siedlun-
gen in Serbien bei etwa 48 Jahren. Die Kindersterb-

lichkeit liegt laut UNHCR viermal höher als im 
gesellschaftlichen Durchschnitt. Das Verwaltungs-
gericht Stuttgart hat dieses Jahr festgestellt, dass es 
in Serbien „kaum Möglichkeiten der Selbsthilfe“ 
gibt, „weil für diesen Personenkreis (…) kaum ein 
Zugang zur Arbeitswelt und zu Bildungsmöglich-
keiten besteht.“ Hinzu kommen rassistische Über-
griffe.

Abschiebungen im Winter gefährden Gesundheit 
und Leben der betroffenen Menschen noch zu-
sätzlich. Trotzdem weigert sich der Innenminister 
Reinhold Gall noch immer, einen Winterabschie-
bestopp zu erlassen. 

Im Flüchtlingsrecht muss es auch um den Schutz 
wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Menschen-
rechte gehen, nicht „nur“ um politische Verfolgung. 
Die Unteilbarkeit der Menschenrechte bedeutet, 
dass bürgerlich-politische und wirtschaftlich-sozi-
ale Menschenrechte gleichermaßen wesentlich für 
ein Leben in Würde sind.


